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Kleine Anfrage des Abgeordneten Carsten Hütter (AfD)

Drs.-Nr.: 7/10885
Thema: Rechtswidrige Datenweitergabe aus dem Landesamt für

Verfassungsschutz Sachsen an die „taz“

Sehr geehrter Herr Präsident,

den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:

„Die ‚die tageszeitung‘ (taz) berichtete in dem Beitrag ‚Germania
Leipzig ist Verdachtsfall‘ vom 07.09.2022, dass ‚das sächsische Lan-

desamt für Verfassungsschutz die schlagende Verbindung nach (taz-

Recherchen) als rechtsextremen Verdachtsfall eingestuft hat‘.“

Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich

die Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1:
Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung zu der 0.9. offenbaren
Datenweitergabe durch Mitarbeiter des Landesamtes für Verfassungs-

schutz Sachsen (LfV) bzw. des sächsischen Innenministeriums an Mit-

arbeiter der taz Verlags u. Vertriebs GmbH oder dritte Personen, wel-
che die Daten wiederum an die „taz“ weiterleiteten?

Frage 2:
Sofern es keine aktive Datenweitergabe aus dem LfV bzw. Innenminis-

terium gab: Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung zu der Frage,

wie, auf welchem Wege und zu welchem Zeitpunkt Mitarbeiter der „taz“

bzw. Dritte an die o.g. Informationen des LfV gelangen konnten? So-

fern keine Kenntnisse dazu bestehen, warum nicht?

Frage 3:
Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung insbesondere zu mögli-

chen Verbindungen zwischen der Datenweitergabe der o.g. Informati-

onen und dem Erscheinen des genannten „taz“ Beitrages?
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Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 1 bis 3:

Die Staatsregierung hat keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellungen. In Bezug auf

Frage 2, letzter Satz wird im Übrigen auf die Antwort auf die Frage 4 verwiesen.

Frage 4:
Seit wann werden strafrechtliche Ermittlungen (insb. gem. 353 b StGB) bzw.
dienstrechtliche Verfahren wegen der o.g. Datenweitergabe geführt? (Bitte auf-
schlüsseln, seit wann, gegen wie viele Personen in welchen Stellen, wegen wel-

cher Tatbestände/Handlungen ermittelt/dienstrechtlich vorgegangen wird)

Die Staatsregierung hat von dem Bericht der Tageszeitung „taz“ am 7. September 2022

Kenntnis erhalten. Nach der gebotenen internen Überprüfung wurde, wie in vergleich-

baren Fällen üblich, nunmehr eine Strafanzeige gegen Unbekannt nach $ 353b Straf-
gesetzbuch wegen Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Ge-

heimhaltungspflicht gestellt. Dienstrechtliche Verfahren im Sinne der Fragestellung

werden derzeit nicht geführt, da diese Verfahren eine konkrete Person voraussetzen,

bei der der Verdacht bzw. Vorwurf einer Dienstpflichtverletzung besteht.

Frage 5:
Welche Schritte unternimmt die Staatsregierung im Kampf gegen die illegale Da-

tenweitergabe von Informationen aus sächsischen Sicherheitsbehörden an Drit-

te?

Die Staatsregierung stellt sicher, dass alle Bediensteten, die Zugang zu Verschlusssa-
chen im Sinne von 8 4 Abs. 1 Sächsisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz haben oder

sich einen Zugang dazu verschaffen können, regelmäßig von ihren jeweiligen Vorge-

setzten in der Einhaltung der Verschlusssachenanweisung vom 4. Januar 2008

(SachsABI. SDr. S. S 2) unterwiesen werden.

Die Bediensteten werden zudem nach vorheriger Unterrichtung verpflichtet, beim Um-

gang mit personenbezogenen Daten die datenschutzrechtlichen Bestimmungen einzu-

halten. Auf die sich aus einer Verletzung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen

ergebenden dienst-, arbeits-, ordnungswidrigkeits- oder strafrechtlichen Konsequenzen

werden die Bediensteten hingewiesen.

Darüber hinaus werden regelmäßig die erforderlichen Strafanzeigen gestellt, sofern ein

entsprechender Anfangsverdacht für eine Straftat bestehen könnte. Dies gilt auch

dann, wenn die Staatsregierung — wie im hier in Rede stehenden Fall — keine Erkennt-
nisse darüber hat, ob eine etwa unzulässige Datenweitergabe von einer Behörde oder
sonstigen staatlichen Stelle - und wenn ja, von welcher — ausging.

Mit freundlichen Grüßen

Ae
rmin Schuster
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